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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels parlamentarischer Initiative verlangte Marie-France Roth Pasquier (mitte, FR),
dass das KVG dahingehend geändert wird, dass neben den Leistungen von
Apothekerinnen und Apothekern in Zusammenhang mit verordneten Arzneimitteln
auch weitere Leistungen von der OKP übernommen werden. Konkret sind damit
Leistungen gemeint, die im Zusammenhang mit Früherkennungs- und
Präventionskampagnen des Bundes und der Kantone erbracht werden, und solche, die
zur Dämpfung der Kostenentwicklung beitragen und für die mit den Versicherern eine
Vereinbarung abgeschlossen wurde. Roth Pasquier führte aus, dass die gegenwärtige
Gesetzeslage eine Kostenübernahme durch die OKP nicht erlaube, auch nicht, wenn
dadurch Kosten eingespart und eine bessere Qualität erreicht werden könnten. Die
Initiantin verwies auf das Freiburger Modell für Pflegeheime. In diesem Modell würden
pharmazeutische Dienstleistungen interprofessionell gehandhabt. Dabei brächten
Apothekerinnen und Apotheker beim Auswählen von und dem Umgang mit
Medikamenten ihr Fachwissen ein, verkauften diese allerdings nicht selbst. Seit zwei
Jahren müsse die Apothekerschaft nun aber die Medikamente selbst vertreiben,
wodurch anstelle von CHF 4 Mio. lediglich CHF 2 Mio. eingespart werden könnten. Die
parlamentarische Initiative setze zudem die Motionen Humbel (mitte, AG) 18.3977 und
Ettlin (mitte, OW) 18.4079 um und vermeide eine unerwünschte Kostenentwicklung.
Ende März 2021 gab die SGK-NR dem Anliegen mit 23 zu 0 Stimmen Folge. Ihre
Schwesterkommission tat es ihr im Januar 2022 mit 10 zu 2 Stimmen gleich. Sie plante
die Umsetzung der Initiative im Rahmen des Kostendämpfungspakets 2, wobei auch das
Freiburger Modell seine Berücksichtigung erhalten soll. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Bereits in der Frühjahrssession 2022 machte sich der Nationalrat an die
Differenzbereinigung des Pakets 1b des ersten Massnahmenpakets zur
Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Offen waren zahlreiche verschiedene Aspekte,
wobei der Vorschlag des Nationalrats, dass OKP-Versicherungen mit
Leistungserbringenden Rabatte aushandeln und einen Teil der Einsparungen zur freien
Verfügung erhalten sollen, auch ausserhalb des Parlaments für die meisten
Diskussionen gesorgt hatte. Der Ständerat hatte diese Regelung abgelehnt, die Mehrheit
der SGK-NR beantragte jedoch Festhalten. Kommissionssprecherin Ruth Humbel
(mitte, AG) betonte, dass die Versicherungen dadurch Anreize hätten, tiefere Preise
auszuhandeln, was den Versicherten zugute kommen würde. Eine Minderheit Hess
(mitte, BE) sprach sich hingegen für die Streichung dieser Regelung aus, zumal sie
falsche Anreize setze, den ordentlichen Tarifverhandlungen zuwiderlaufe und gegen das
Gewinnverbot in der OKP verstosse. Überaus knapp mit 98 zu 97 Stimmen setzte sich
der Minderheitsantrag mit Unterstützung der SP-, der Mitte-, der Grünen- und einem
Mitglied der GLP-Fraktion durch. Somit war dieser Aspekt bereinigt.
Ebenfalls bereinigt wurde die Frage nach dem Beschwerderecht für
Krankenkassenverbände. Hier folgte der Nationalrat knapp dem Argument der
Kommission, wonach dieses das Kräftegleichgewicht zwischen den Interessen der
Leistungserbringenden, Versicherungen und Versicherten sowie der Kantone fördere.
Eine Minderheit Feri (sp, AG) kritisierte hingegen, dass die Versicherungen damit die
Kantone in der Erfüllung ihres politischen Auftrags behindern würden, und fürchtete
aufgrund der Beschwerden eine aufschiebende Wirkung bei der Spitalplanung. Mit 98
zu 94 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) setzte sich die Kommissionsmehrheit in dieser
Frage knapp gegen die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und GLP,
gegen die Mitglieder der EVP und gegen eine Minderheit der SVP-Fraktion durch. 
Bereinigt wurden des Weiteren die Regelungen zum Substitutionsrecht, also zur Frage
der Abgabe von Generika statt Originalpräparaten durch die Apothekerinnen und
Apotheker. Die Kommissionsmehrheit hielt an der Formulierung fest, wonach
Arzneimittel dann substituiert werden dürfen, wenn sie über eine gleiche medizinische
Eignung verfügen und günstiger sind. Der Ständerat hatte darüber hinaus festgehalten,
dass Ärztinnen und Ärzte weiterhin das Originalpräparat verschreiben dürfen, was eine

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Minderheit Humbel übernehmen wollte. Obwohl die Wirkung der Arzneimittel gleich sei,
könnten sie sich bezüglich Verträglichkeit und Qualität unterscheiden, ergänzte Lorenz
Hess für die Minderheit. Die Kommissionsmehrheit wollte auf diesen Zusatz verzichten,
zumal die Verwaltung erklärt hatte, dass eine solche Formulierung nicht nötig sei, weil
Ärzte sowieso das Recht hätten, auf Originalpräparaten zu bestehen. Mit 121 zu 70
Stimmen folgte der Nationalrat der Minderheit und somit dem Ständerat; die SVP-
Fraktion, die Mehrheit der GLP-Fraktion sowie zwei Mitglieder der Grünen-Fraktion
hatten vergeblich die Version der Kommissionsmehrheit befürwortet. 
Auch die Frage der Parallelimporte von Generika bereinigte der Nationalrat bereits in
der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens. Diese wollte der Nationalrat
ursprünglich von einer Zulassung durch Swissmedic ausnehmen, der Ständerat hatte
dies jedoch abgelehnt. Ohne das Zulassungsverfahren durch Swissmedic bestehe die
Gefahr, dass Fälschungen oder qualitativ schlechte Arzneimittel auf den Schweizer
Markt kämen, wurde argumentiert. Eine Minderheit Nantermod (fdp, VS) wollte an der
Ausnahme festhalten, da Generika heute im Ausland deutlich günstiger seien als in der
Schweiz und es lediglich um im EU-Raum bereits zugelassene Arzneimittel gehe. Als
Kompromiss schlug Philippe Nantermod vor, dass die direktimportierten Arzneimittel
auf einer BAG-Liste aufgeführt und vor dem Import bei Swissmedic gemeldet werden
müssen. Mit 165 zu 28 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat jedoch
für die bisherige Regelung aus, der Minderheitsantrag fand nur bei einer Mehrheit der
FDP.Liberalen-Fraktion und einer Minderheit der SP-Fraktion Zustimmung. 
Bezüglich der Parallelimporte sahen überdies sowohl National- als auch Ständerat eine
Vereinfachung bei der Kennzeichnung und den Arzneimittelinformationen vor. Hatte
der Ständerat ursprünglich eine Kann-Formulierung bezüglich dieser Vereinfachungen
eingeführt, schlug die Kommissionsmehrheit nun eine Muss-Formulierung vor. Eine
Minderheit de Courten (svp, BL) beantragte jedoch, bei der Kann-Formulierung zu
bleiben, da Vereinfachungen für eine Gewährleistung der Versorgungssicherheit nicht
in allen Fällen nötig seien. Mit 140 zu 55 Stimmen, gegen die Mehrheit der SVP und 2
Mitglieder der SP, hielt der Nationalrat hier die Differenz aufrecht. 
Die grosse Kammer schuf zudem eine neue Differenz: Mit Zustimmung der SGK-SR
stellte die SGK-NR einen Rückkommensantrag bezüglich der Frage des
Kostenmonitorings. Der Bundesrat hatte anfänglich ein solches vorgeschlagen,
National- und Ständerat hatten dieses aber in den ersten Beratungsrunden mit knappen
Mehrheiten aus der Vorlage gestrichen. Die Kommission beschäftigte sich in der Folge
mit einem im Ständerat diskutierten Einzelantrag Würth (mitte, SG) für ein «Monitoring
der Entwicklung der Mengen, Volumen und Kosten» sowie für Korrekturmassnahmen
bei nicht erklärbaren Entwicklungen. Doch obwohl die Kommission die entsprechende
Regelung erneut beraten und einen Rückkommensantrag gestellt hatte, sprach sich die
Kommissionsmehrheit gegen deren erneute Aufnahme in die Vorlage aus. Die Regelung
wurde aber von einer Minderheit Humbel unterstützt. Ein weiterer Minderheitsantrag
Prelicz-Huber (gp, ZH), übernommen von Regine Sauter (fdp, ZH), nachdem ihn die
Minderheitensprecherin zurückgezogen hatte, wollte diese Frage sistieren und damit an
die Kommission zurückweisen. Diese sollte den Vorschlag in der Folge im Rahmen des
indirekten Gegenvorschlags zur Kostenbremse-Initiative, der ein Kostenziel vorsah,
beraten. Mit 111 zu 83 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Nationalrat gegen die
Sistierung aus und folgte stattdessen mit 103 zu 87 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) der
Minderheit Humbel. Die Fraktionen der SVP und FDP hatten sich für die Sistierung
ausgesprochen, zusammen mit einzelnen Mitgliedern der GLP- und der Mitte-Fraktion
waren sie es auch, welche auf die neue Regelung verzichten wollten. Somit hatte der
Nationalrat in dieser Runde zwar zahlreiche Differenzen zum Ständerat bereinigt,
gleichzeitig aber auch eine voraussichtlich stark umstrittene Differenz geschaffen. 2

In der Herbstsession 2022 bereinigte das Parlament das Paket 1b des ersten
Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Offen war zu Beginn
der Session noch immer die Frage eines «Monitorings der Entwicklung der Mengen,
Volumen und Kosten» sowie von Korrekturmassnahmen bei nicht erklärbaren
Entwicklungen. Eine solche Regelung hatten beide Räte anfänglich abgelehnt, nach
Annahme eines entsprechenden Rückkommensantrags durch die beiden Kommissionen
hatte sie jedoch der Nationalrat wieder in das Massnahmenpaket aufgenommen. Die
Mehrheit der SGK-SR zeigte sich zur Einführung eines Monitorings bereit, wollte aber
keine subsidiäre Interventionsmöglichkeit von Bund oder Kantonen bezüglich
Korrekturmassnahmen, falls sich die Tarifpartner nicht einigen können. Die
Kommissionsmehrheit wolle, «dass die Tarifpartner wirklich alleine verantwortlich
sind», betonte Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW). Darüber hinaus schlug die
Kommission auf Anraten der Verwaltung verschiedene redaktionelle Änderungen sowie
verschiedene Anpassung einzelner Details vor, «deren Auswirkungen nicht so
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dramatisch sind», wie der Kommissionssprecher betonte. Eine Minderheit Hegglin
(mitte, ZG) beantragte jedoch mit Verweis auf die steigenden Krankenkassenprämien,
nicht nur ein Monitoring einzuführen, sondern auch verbindliche
Korrekturmassnahmen festlegen zu lassen – durch den Bundesrat oder die
Kantonsregierungen, falls sich die Tarifpartner nicht einigen können. Dies verstärke die
Wirkung der Massnahme. Mit 25 zu 19 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der Ständerat
jedoch der Kommissionsmehrheit und verzichtete auf die subsidiären
Interventionsmöglichkeiten.
Stillschweigend bereinigte der Ständerat die zweite offene Frage bezüglich
Vereinfachungen für den Parallelimport von Arzneimitteln. Hier lenkte die kleine
Kammer ein und folgte der nationalrätlichen Muss-Formulierung: Swissmedic muss
demnach zukünftig solche Vereinfachungen bei Parallelimporten vornehmen. 

Mit einer letzten Differenz gelangte das Massnahmenpaket 1b somit zurück in den
Nationalrat. Hier hatte die Kommissionsmehrheit beantragt, dem Ständerat zu folgen
und auf die subsidiären Interventionsmöglichkeiten zu verzichten. Für die
Kommissionsmehrheit erläuterten Ruth Humbel (mitte, AG) und Philippe Nantermod
(fdp, VS), dass die Bestimmung auch ohne Interventionsmöglichkeiten ihre Wirkung
nicht verfehlen würden, weil die Genehmigungsbehörden – also Bundesrat und
Kantonsregierungen – aufgrund der neuen Regelung Tarifverträge ohne
Korrekturmassnahmen gar nicht mehr genehmigen dürften. Somit sei der
entsprechende Passus nicht mehr nötig. Eine Minderheit Lohr (mitte, TG) beantragte
hingegen, an der Regelung festzuhalten, um die Tarifpartnerschaft zu stärken und Bund
und Kantonen die Möglichkeit zu geben, dort einzugreifen, wo die Kosten entstehen.
Mit 138 zu 43 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und bereinigte damit die Vorlage. Der Minderheit gefolgt waren
die geschlossen stimmende Mitte-Fraktion sowie eine Minderheit der SP-Fraktion.

In den Schlussabstimmungen sprachen sich National- und Ständerat ohne
Gegenstimmen (193 zu 0 respektive 40 zu 0 Stimmen bei 5 Enthaltungen) für Annahme
des Massnahmenpakets 1b aus. 3

1) Medienmitteilung SGK-NR vom 26.3.21; Medienmitteilung SGK-SR vom 21.1.22
2) AB NR, 2022, S. 9 ff.
3) AB NR, 2022, S. 1510 ff.; AB NR, 2022, S. 1926; AB SR, 2022, S. 1048; AB SR, 2022, S. 664 ff.
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